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Analyse

Das Ende der Ära Juschtschenko und die Zukunft der Ukraine
Von Gerhard Simon, Köln/Bonn

Einleitung
Viktor Juschtschenko trat im Januar 2005 begleitet von hochgesteckten Erwartungen und Hoffnungen – 
zu Hause und in weiten Teilen der Welt – das Amt des Präsidenten der Ukraine an. Die Orange Revoluti-
on hatte freie Wahlen durchgesetzt und das zunehmend autoritäre Regime von Präsident Kutschma zum 
Aufgeben gezwungen. Juschtschenko und seine engste Mitstreiterin Julia Timoschenko versprachen für die 
Zukunft die Bekämpfung der Korruption, Transparenz in Politik und Wirtschaft, Wohlstand und Freiheit 
sowie die Integration der Ukraine in die EU und die atlantische Gemeinschaft.
Die Zivilgesellschaft in der Ukraine hatte sich gegen autoritäre Machtstrukturen durchgesetzt. Das »wunder-
bare Jahr« 1989 schien sich 15 Jahre später in Kiew zu wiederholen. Liberale Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit überwanden die neue Grenze, die zwischen Ostmitteleuropa und den Ländern der GUS zu entste-
hen drohte. Die Ukraine würde – so schien es – endgültig den Weg nach Westen einschlagen. 

Heute – fünf Jahre später – am Vorabend der am 17. 
Januar 2010 anstehenden Präsidentenwahlen bietet sich 
ein ganz anderes Bild: Die einstigen Sieger vom Majdan 
sind heillos untereinander zerstritten. Juschtschenkos 
Chancen auf eine zweite Amtszeit nähern sich dem Null-
punkt. Korruption und politische Stagnation sind ende-
misch. Der einstige Erzrivale der Orangen, Viktor Janu-
kowitsch, führt seit vielen Monaten in den Umfragen 
und könnte der nächste Präsident der Ukraine werden 

– und zwar gewählt auf saubere demokratische Weise. 
Wie lässt sich das erklären? War die Orange Revolution 
nur eine PR Show? Hat sie im Grunde nichts geändert? 
Ist der Westkurs der Ukraine gescheitert?

Bilanz nach fünf Jahren
Die Orange Revolution ist nicht gescheitert, sie hat 
einige bleibende Ergebnisse gebracht. Aber die Misser-
folge sind dennoch offensichtlich, die Enttäuschung ist 
berechtigt. Die Sieger der Orangen Revolution haben 
sich in vieler Hinsicht als unfähig erwiesen, die ihnen 
gebotenen Chancen zu nutzen und das erworbene Ver-
trauen in politische Erfolge umzuwandeln. Wie stets 
ist eine ganze Reihe von Faktoren für diese unbefriedi-
genden Ergebnisse verantwortlich. Die beiden Haupt-
verbündeten während der Orangen Revolution, Vik-
tor Juschtschenko und Julia Timoschenko, erwiesen 
sich als persönlich und programmatisch inkompatibel. 
Timoschenko favorisiert eine populistische Wirtschafts- 
und Sozialpolitik, Appeasement gegenüber Russland 
und sie ist eine rücksichtslose Führungspersönlichkeit. 
Juschtschenko vertritt demgegenüber einen mehr markt-
wirtschaftlich orientierten Weg, rückt Fragen der natio-
nalen Identität und Nationswerdung in das Zentrum 
staatlicher Politik und neigt zu Führungsschwäche. 

Die Spannungen erreichten einen ersten Höhepunkt 
mit der Entlassung der Ministerpräsidentin durch Präsi-
dent Juschtschenko im September 2005. Seitdem eska-
lierten die Konflikte in einem stetigen Crescendo bis 
zum Frühjahr 2009, als vor allem der Druck von außen, 
insbesondere von Seiten des IWF, eine gewisse Mäßi-
gung erzwang. Zuvor hatte die Ministerpräsidentin dem 
Präsidenten vorgehalten, er bereichere sich persönlich 
an Währungsmanipulationen der Zentralbank, wäh-
rend der Präsident seinerseits Timoschenko den Ausver-
kauf der nationalen ukrainischen Interessen an Russ-
land vorwarf. 

Aber das Zerwürfnis zwischen den beiden Prota-
gonisten allein kann nicht das Desaster der Jahre nach 
2005 erklären. Es muss auch bedacht werden, dass der 
Orange Machtwechsel gegen den Willen und Wider-
stand von 44 % der Wähler im Osten und Süden der 
Ukraine durchgesetzt wurde – Juschtschenko hatte 
bei der Stichwahl am 26. Dezember 2004 insgesamt 
gerade 52 % der Stimmen auf sich vereinigen kön-
nen. Auch danach kam keine Aussöhnung zwischen 
den Blauen (vertreten durch die Partei der Regionen 
unter Viktor Janukowitsch mit ihren Hochburgen im 
Osten und Süden des Landes) und den Orangen oder 
gar eine Machtbeteiligung zustande, obwohl Versu-
che in diese Richtung unternommen wurden. Janu-
kowitsch und seine Partei der Regionen positionieren 
sich im Wahlkampf bis heute als Gegner der Orangen 
und machen sich die Fehlleistungen und das Fehlver-
halten der einstmaligen Helden mit Geschick und auch 
mit Häme zunutze, so dass von der Orangen Revolu-
tion im ukrainischen Diskurs inzwischen häufig sehr 
distanziert und sozusagen in Anführungszeichen die 
Rede ist. Das Versagen der Regierenden ist Wasser auf 
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die Mühlen der Opposition – dies lässt sich jedoch auch 
als Zeichen für eine im Entstehen begriffene demokra-
tische Ordnung interpretieren.

Es gibt weitere Gründe, die erklären helfen, warum 
die Chancen für eine funktionierende Demokratie nicht 
besser genutzt wurden. Die Ukraine hat eine miserable 
Verfassung, die eine Konsolidierung demokratischer 
Institutionen erschwert. Die Verfassungsrevision im 
Dezember 2004 – auf dem Höhepunkt der Orangen 
Revolution – verschob zwar die Macht in Richtung auf 
ein parlamentarisches System und näherte so die Verfas-
sung der europäischen Normalität an, aber die mangel-
hafte Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Präsident, 
Ministerpräsident und Parlament wirkte geradezu als 
Einladung zur Manipulation der Verfassung und führte 
zur Stagnation des politischen Prozesses. Heute sind 
sich alle politischen Kräfte einig, dass wichtige Verfas-
sungsbestimmungen überarbeitet werden müssen, aber 
in welche Richtung, darüber wird nach wie vor gestrit-
ten. So ist der Prozess der Verfassungsgebung, der vor 
bald zwei Jahrzehnten begann, bis heute nicht abge-
schlossen. Gestritten und gefeilscht wird noch immer 
um politische Regeln, die Auseinandersetzung um poli-
tische Inhalte bleibt auf der Strecke. 

Dies alles hat dazu geführt, dass die Ukraine in den 
Jahren der Präsidentschaft Juschtschenkos schlecht regiert 
wird. Neben die Konflikte innerhalb des einstmals oran-
gen Lagers traten die Auseinandersetzungen mit der Par-
tei der Regionen, der »richtigen« Opposition im Parla-
ment und in der Öffentlichkeit. Es kam wiederholt über 
Wochen und Monate zu einer weitgehenden Blockade des 
politischen Lebens. Parlamentssitzungen wurden boykot-
tiert, das Verfassungsgericht war wegen der Nichtbestel-
lung von Richtern handlungsunfähig, das vom Präsiden-
ten aufgelöste Parlament verabschiedete weiter Gesetze. 
Die derzeitige Regierung verfügt bereits seit Herbst 2008 
nicht mehr über eine Mehrheit im Parlament, was im 
Widerspruch zur Verfassung steht. Über Monate waren 
im Jahr 2009 die wichtigen Ministerämter für Äuße-
res, Finanzen und Verteidigung nicht besetzt. Für das 
Finanz- und Verteidigungsressort gilt das bis heute. Nach 
einer halbjährigen Vakanz wurde im Oktober 2009 mit 
Petro Poroschenko immerhin ein neuer Außenminister 
vom Parlament bestellt. Der Grund für diese chaotischen 
Zustände liegt darin, dass weder die Regierung noch die 
Opposition im Parlament über eine stabile Mehrheit ver-
fügt. Das Parlament beruft und entlässt aber laut Verfas-
sung die einzelnen Minister.

So hat sich in der Ukraine nicht wie in Russland 
ein autoritäres Regime etabliert, sondern die labilen 
Institutionen sind im Gegenteil durch anarcho-demo-

kratische Zustände und Blockaden bedroht. Die inter-
nationale Politik hat die Konsolidierung der Demo-
kratie in der Ukraine weiter erschwert. Die EU bie-
tet der Ukraine zwar vielfältige Programme der Annä-
herung und Integration, aber stets unter dem Vorbe-
halt, dass damit keine Perspektive für eine Mitglied-
schaft verbunden ist. Gerade diese Perspektive aber hat 
in der Vergangenheit eine zentrale Rolle bei der Kon-
solidierung der demokratischen Ordnung in den Län-
dern Ostmitteleuropas gespielt. Die Ukraine muss nicht 
nur ohne diese Motivation Demokratie aufbauen. Russ-
land drängt zu einer Integration ganz anderer Art. Denn 
natürlich würde eine autoritäre Ordnung im Inneren 
die Einbeziehung der Ukraine in den russischen Orbit – 
eine Art Wiederbelebung der Rus’ – erleichtern. So steht 
die Ukraine wie eh und je im Spannungsfeld von Russ-
land, das sich eher virtuell als real zu Europa bekennt, 
und Polen, das zu einem integralen Teil des Westen 
geworden ist. 

Trotz aller Turbulenzen und der Dauerkrise der 
Staatsführung in den vergangenen Jahren sind die 
Grundvoraussetzungen für Demokratie in der Ukraine 
aber bewahrt worden. Es finden freie und faire Wah-
len statt. Es gibt politischen Wettbewerb im öffentli-
chen Raum. Die Opposition ist stark und wohl orga-
nisiert. Medienpluralismus ist gewährleistet. Es hat sich 
ein demokratischer Grundkonsens gebildet, dass Macht 
auf Zeit durch den Wähler verliehen wird und Macht-
wechsel das herausragende Merkmal von Demokratie 
ist. Alle diese Kriterien für Demokratie fehlen in Russ-
land. So ist die Ukraine im Raum der früheren Sow-
jetunion allen anderen Staaten, abgesehen von den bal-
tischen, auf dem Weg der demokratischen Konsolidie-
rung deutlich voraus. 

Das spiegelt sich auch in den Bewertungen inter-
nationaler Organisationen wie Freedom House, oder 
Transparancy International, die laufend politikbezogene 
Länderrankings erstellen. Besonders in den Bereichen 
Wahlen, Zivilgesellschaft und Medien haben sich die 
Bewertungen für die Ukraine in den Jahren 2004 bis 
2006 deutlich verbessert. Allerdings gilt das nicht für die 
Korruptionsbekämpfung und die Rechtsstaatlichkeit; 
ebenso verzeichnen die internationalen Rankings keine 
Fortschritte mehr für die Jahre nach 2006. Trotzdem 
gilt: »Insgesamt erreicht die Ukraine in allen politikbe-
zogenen Länderrankings die besten Werte aller GUS-
Staaten.« (Pleines in Ukraine Analyse Nr. 56, S.3) 

Wirtschaftskrise
Die internationale Wirtschaftskrise seit dem Herbst 
2008 hat zweifellos die ohnehin schwierige Situation des 

http://www.laender-analysen.de/dlcounter/dlcounter.php?url=../ukraine/pdf/UkraineAnalysen56.pdf
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Landes weiter verschärft. Während in den ersten drei 
Quartalen des Jahres 2008 ein hohes reales Wachstum 
der Wirtschaft von 7 % zu verzeichnen war, brach die 
Wirtschaft im vierten Quartal katastrophal ein. Das 
vierte Quartal 2008 gehört zu den schwärzesten Peri-
oden in der Geschichte der Ukraine, der Einbruch war 
weit gravierender als in Westeuropa und in den meis-
ten Transformationsländern. Im November 2008 fiel 
das BIP um 14 % im Vergleich zum November 2007, 
die Industrieproduktion ging gar um 29 % zurück. Die 
Inflationsrate erreichte im Dezember 2008 die Rekord-
marke von 22 % gegenüber Dezember 2007.

Inzwischen hat sich die Situation dank eines Stüt-
zungskredites des IWF und einer umsichtigen Fiskal-
politik der Regierung leicht entspannt. Die Talsohle des 
Absturzes scheint durchschritten zu sein. Die Inflations-
rate betrug im zweiten Quartal 2009 15 %; die Staats-
verschuldung liegt mit etwa 7 % des Staatshaushaltes 
im internationalen Vergleich niedrig. Allerdings prog-
nostiziert der Economist einen BIP Rückgang für das 
Jahr 2009 in Höhe von 18 % gegenüber 4 % im Euro-
Raum und 7 % in Russland. Ein Überblick über statis-
tische Kennzahlen zur Wirtschaftsentwicklung findet 
sich in der Ukraine-Analyse Nr. 62.

Trotz der Anzeichen für eine Stabilisierung des rea-
len Sektors ist die Krise noch nicht überstanden. Ob 
und wann die Wachstumszahlen der Jahre vor der Krise 
wieder erreicht werden, steht in den Sternen. Der größte 
Risikofaktor ist derzeit der Wahlkampf, bei dem alle 
Seiten einander mit populistischen Versprechungen 
übertreffen. Allerdings wirken die massiven Drohun-
gen und Interventionen des IWF, der auf Konditiona-
lität für die Auszahlung der nächsten Tranche besteht, 
in einem gewissen Umfang als Bremse und erzwingen 
Haushaltsdisziplin. 

Anders als bei den politikbezogenen Daten steht 
die Ukraine im wirtschaftsbezogenen Länderranking 
schlecht da. Im Index of Economic Freedom liegt die 
Ukraine 2009 auf Platz 152 noch hinter China, Russ-
land und Usbekistan. Im »Obstacles to doing business« 
Ranking der Weltbank rangiert die Ukraine mit einer 
Gesamtplatzierung auf Platz 142 von 183 Regionen. 
Lediglich im Bereich Kreditaufnahme erreichte sie 
Platz 30 und im Bereich Durchsetzung von Vertrags-
rechten Platz 43. Die Orange Revolution hat sich nach 
Einschätzung der Rankings nicht positiv auf Wirt-
schaftssystem und Geschäftsumfeld ausgewirkt. (siehe 
Ukraine-Analyse Nr. 61) So ist die Ukraine zwar hin-
sichtlich politischer, nicht aber ökonomischer Krite-
rien näher an die EU herangerückt als die anderen 
GUS Staaten. 

Zwei Anwärter auf die Nachfolge
Vor diesem Hintergrund wählt das Land am 17. Januar 
2010 einen neuen Präsidenten. Die Entscheidung wird 
allerdings erst in einem zweiten Wahlgang im Februar 
fallen. Amtsinhaber Juschtschenko, der sich um eine 
zweite Amtszeit bewirbt, hat keine Chance wiederge-
wählt zu werden. In den Umfragen liegt er mit deut-
lich unter 5 % weit abgeschlagen hinter den Favoriten. 
Gemeinsam ist es der Opposition unter Viktor Januko-
witsch und der ehemaligen Verbündeten Timoschenko 
gelungen, die Frustration über die zerschlagenen Hoff-
nungen nach der Orangen Revolution auf Juschtschenko 
abzuleiten. Dabei hat es der Präsident seinen Gegnern 
durch Wankelmütigkeit und falsche Prioritätensetzung 
in der Politik leicht gemacht, ihn zu diskreditieren. Seit 
Monaten führt Viktor Janukowitsch bei den Umfragen 
und vereinigt 23 % bis 35 % der Wählerstimmen auf 
sich. Dabei weichen die Resultate der verschiedenen 
Umfrageinstitute im einzelnen eklatant voneinander ab. 
Ein Überblick über aktuelle Wahlumfragen findet sich 
in der vorliegenden Ausgabe auf den Seiten 8–9.

Janukowitsch und seine Partei der Regionen – die 
die größte Parlamentsfraktion stellt – haben in den ver-
gangenen Jahren gar keine großen Anstrengungen zu 
machen brauchen, um sich politisch zu profilieren. Sie 
konnten ruhig abwarten, wie sich die orangen Kräfte 
gegenseitig aufrieben. Die einstmalige parlamentarische 
Stütze des Präsidenten – der Block Unsere Ukraine-
Selbstverteidigung des Volkes – ist inzwischen gänz-
lich marginalisiert.

Janukowitsch ist ein Politiker ohne ausgeprägtes Pro-
fil, eher hölzern und einfallslos im Auftreten und ohne 
Charisma. Aber hinter ihm steht eine seit vielen Jahren 
gut geölte politische Maschine: die Partei der Regio-
nen mit der festen Verankerung im Osten und Süden 
des Landes. Die Partei der Regionen hat fast die ganze 
ehemals kommunistische Wählerschaft aufgesogen; die 
Kommunisten waren bis 2002 die größte Partei in der 
Ukraine. Die Partei der Regionen bindet große Teile der 
russophonen Bevölkerung, die kulturell russisch orien-
tiert ist und politisch eine Anlehnung der Ukraine an 
die Russische Föderation befürwortet. Zugleich stehen 
diese Menschen dem westlich liberalen Demokratiemo-
dell mit Misstrauen gegenüber und lehnen die Nato-
Mitgliedschaft der Ukraine ab. 

Der Unterschied in Temperament und Auftreten 
von Janukowitsch und Timoschenko könnte kaum grö-
ßer sein: Der Feuervogel der Orangen Revolution faszi-
niert nach wie vor die Massen mit einer Mischung aus 
Populismus, Gefühligkeit und kämpferischer Dreistig-
keit. Während ihrer zweiten Ministerpräsidentschaft 

http://www.laender-analysen.de/dlcounter/dlcounter.php?url=../ukraine/pdf/UkraineAnalysen62.pdf
http://www.laender-analysen.de/dlcounter/dlcounter.php?url=../ukraine/pdf/UkraineAnalysen61.pdf


ukraine-analysen  65/09

5

ukraine-
analysen

seit Dezember 2007 sind ihre Popularitätswerte aller-
dings deutlich gesunken; Wirtschaftskrise und nicht 
endende politische Blockaden haben viel von der Popu-
larität aufgezehrt, die sie in das Präsidentenamt tragen 
sollte. Mit derzeitigen Umfragewerten zwischen 16 und 
22 % und damit einem Rückstand von 10 % gegenüber 
Janukowitsch ist ihr Sieg auch in einem zweiten Wahl-
gang keineswegs sicher. 

Auflösung der starren Fronten
Wie unterscheiden sich die politischen Profile dieser bei-
den Hauptprätendenten um die Präsidentschaft, und 
was würde der Sieg der einen oder des anderen für die 
Zukunft des Landes bedeuten? Die Orange Revolu-
tion und die Rhetorik der Machtkämpfe in den Jahren 
danach suggerieren, dass sich in der Ukraine das orange 
und das blaue politische Lager in scharfer Abgrenzung 
voneinander und völlig unversöhnlich gegenüberstehen. 
Dies war schon 2004/2005 nur eingeschränkt der Fall 
und inzwischen haben sich die Blöcke und das Block-
denken weiter aufgelöst.

Schon im September 2005 schlossen Juschtschenko 
und Janukowitsch ein »Memorandum über Verstän-
digung zwischen der Regierung und der Opposition«, 
das zwar nicht lange hielt, dem aber im August 2006 
das »Universal der nationalen Einheit« folgte und den 
Weg zur Rückkehr von Janukowitsch in das Amt des 
Ministerpräsidenten bahnte. In der zweiten Amtszeit 
von Timoschenko als Ministerpräsidentin seit Dezem-
ber 2007 gab es vielfache Annäherungen zwischen dem 
Block Timoschenko und der Partei der Regionen bis 
hin zu Koalitionsverhandlungen und Absprachen über 
Verfassungsänderungen. Denn beide Parteien verfügen 
zusammen über eine Zweidrittelmehrheit im Parlament 
und wären also in der Lage, gemeinsam die Verfassung 
neu zu schreiben. Zwar sind diese Gespräche am Ende 
geplatzt, aber sie zeigen doch, dass alle im Parlament ver-
tretenen Parteien einander im Prinzip als koalitionsfä-
hig ansehen und dass die im Land selbst, vor allem aber 
im Ausland gebetsmühlenhaft wiederholte Vorstellung 
von der regionalen Spaltung des Landes in Westen und 
Osten nicht der Wirklichkeit entspricht. 

Am Vorabend der Präsidentschaftswahlen finden 
sich zahlreiche, führende Kader aus dem Lager von 
Kutschma im Wahlkampftross von Julia Timoschenko, 
darunter auch der erste Präsident der Ukraine Leonid 
Krawtschuk. Umgekehrt sind Politiker aus dem oran-
gen Lager zu den Blauen abgewandert. Zu den unerfüll-
ten Versprechungen der Orangen Revolution gehört die 
Trennung von Politik und Wirtschaft. Alle Parteien und 
politischen Kräfte sind nach wie vor auf potente Spon-

soren, d. h. die Oligarchen angewiesen. Es gibt keine 
ausreichende und transparente staatliche oder öffentli-
che Parteien- und Wahlkampffinanzierung. Finanz- und 
Wirtschaftsbosse sind Pragmatiker und manche finan-
zieren zugleich mehrere Parteien. Jedenfalls bedeutet die 
allseitige Abhängigkeit von Großspendern ein Element 
der Gleichheit der politischen Lager im Wahlkampf. Die 
Pragmatik hat zu spektakulären »Versöhnungen« beige-
tragen. So nahm Timoschenko ihren Erzrivalen, den 
Großindustriellen Petro Poroschenko, der 2005 wesent-
lich zu ihrem Sturz als Ministerpräsidentin beigetragen 
hat, jetzt in ihr Kabinett als Außenminister auf. 

Bedeutet dies, die Oligarchen halten im Grunde 
die Fäden der Politik in der Hand und die politischen 
Lager haben kein erkennbares Profil mehr? Die Antwort 
lautet: Nein. Die Oligarchen sind weder eine Klasse 
noch haben sie unverrückbare Klasseninteressen, auch 
wenn die Entschlossenheit zur politischen Absicherung 
ihrer geschäftlichen Interessen sie miteinander verbin-
det. Weil aber über die Wege zu diesem Ziel sehr unter-
schiedliche Vorstellungen bestehen, finden sich Oli-
garchen in den verschiedenen Lagern. Zwar üben die 
Großsponsoren Einfluss sowohl auf die von ihnen finan-
zierten Parteien wie auch auf Fernsehkanäle aus, deren 
Eigentümer sie sind. Aber ihre Macht und ihr Einfluss 
sind begrenzt und im einzelnen sehr unterschiedlich, 
sie sind auch abhängig von Temperament und Selbst-
verständnis; die Präsidentschaftskandidaten sind jeden-
falls keine Marionetten. 

Die politischen Profile
Wie lässt sich das politische Profil der beiden Hauptprä-
tendenten charakterisieren, nachdem sich die früher für 
starr gehaltenen Grenzen verwischen? Beide bedienen 
zunächst ihre Wählerklientel, die sich in den vergange-
nen fünf Jahren ziemlich stabil formiert haben und deut-
lich regional verwurzelt sind. Julia Timoschenko und ihr 
Wahlblock haben ihre Basis im Westen und Zentrum 
des Landes, Janukowitsch im Osten und Süden. Beide 
versuchen im Wahlkampf auf das Terrain des jeweils 
anderen vorzudringen, wobei Timoschenko die besse-
ren Chancen haben dürfte.

In der Kultur- und Sprachenpolitik vertritt Timo-
schenko nationalukrainische Interessen, während 
Janukowitsch die Einführung des Russischen als 
zweite Amtssprache verspricht und sich auch sonst 
die Belange der Russophonen nach uneingeschränk-
ter Präsenz des Russischen im öffentlichen Raum zu 
eigen macht, wobei er selbst im übrigen schon seit Jah-
ren bei öffentlichen Auftritten in aller Regel Ukrai-
nisch spricht.
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Deutlich sind die Unterschiede auch in der Außen- 
und Sicherheitspolitik, obgleich Timoschenko seit Som-
mer 2008 und dem georgisch-russischen Krieg einen 
Schwenk in Richtung auf die Annäherung an russi-
sche Positionen vollzogen und sich damit auch in die-
ser Hinsicht weit von Juschtschenko entfernt hat. Janu-
kowitsch hatte in der Hitze des Sommers 2008 sogar 
die Anerkennung von Süd-Ossetien und Abchasien als 
unabhängige Staaten gefordert, Timoschenko schwieg, 
während Juschtschenko nach Tbilisi reiste und sich dort 
öffentlich mit dem georgischen Präsidenten Micheil 
Saakaschwili solidarisierte. Auch im unendlichern Gas-
konflikt mit Russland hat Timoschenko sich der russi-
schen Position angenähert und im Januar 2009 für die 
Ukraine ungünstige Lieferverträge unterschrieben. 

Dennoch bestehen in der Europa- und Westpolitik 
Unterschiede. Timoschenko will die Integration und 
schließliche Mitgliedschaft in der EU, während Janu-
kowitsch verächtlich von »Euro-Romantik« redet und 
bei seiner Nominierung zum Präsidentschaftskandida-
ten im Oktober 2009 die »Blockfreiheit« der Ukraine als 
sein Ziel bezeichnete. Damit distanziert sich der Kan-
didat der Partei der Regionen von der Mitgliedschaft in 
der Nato und stuft die EU Politik zurück, ohne aller-
dings das Ziel einer EU Mitgliedschaft förmlich auf-
zugeben zugunsten einer wirtschaftlichen Anbindung 
an Russland. Timoschenko zieht es vor, zur Frage der 
Nato Mitgliedschaft zu schweigen. Damit dürfte sie sich 
übrigens den europäischen Partnern, vorab Deutschland 
und Frankreich, durchaus empfehlen. 

Welche Politik ist nach den Präsidentschaftswah-
len zu erwarten? Die beiden aussichtsreichen Kandi-
daten fordern gemeinsam den starken Staat, entschlos-
sene Führung und werben mit ihrer Durchsetzungs-
fähigkeit, nur so könne das Land aus der Wirtschafts-
krise herausgeführt werden. Nach der Unentschlossen-
heit Juschtschenkos gibt es im Land eine gewisse Sehn-
sucht nach der starken Hand. Der jetzige Präsident ist 
andererseits eine sichere Garantie gegen die Wiederkehr 
autoritärer Tendenzen der Kutschma-Jahre. Demge-
genüber neigen beide Kandidaten im persönlichen Stil 
und politischen Profil zu autoritärem Verhalten und 
rücksichtsloser Machtdurchsetzung. Damit steht zwar 
nicht die Demokratie zur Disposition, aber das Land 

braucht – auch von außen – Unterstützung, um nicht 
den Versuchungen der einfachen Lösungen zu erlie-
gen. Denn Demokratie ist umständlich, aufreibend und 
besonders in einer Krisensituation manchmal schwer 
zu vermitteln. 

Janukowitsch dürfte als Präsident ein sperriger Part-
ner für die EU sein, der zu einer Art Schaukelpolitik 
zwischen Russland und der EU zurückkehrt, während 
Timoschenko Signale für die Präferenz einer Integra-
tion nach Westen setzen dürfte. Aber auch unter einem 
Präsidenten Janukowitsch wird die Ukraine nicht zu 
einem Satteliten Russlands werden. Das verhindern 
nicht zuletzt die Oligarchen und die neuen nationa-
len Eliten insgesamt, die keineswegs unter die Fuchtel 
Moskaus zurück wollen.

Neben den beiden Hauptprätendenten schien zu 
Jahresbeginn 2009 der Stern des 35jährigen politischen 
Wunderkindes Arsenij Jazenjuk aufzugehen, der bereits 
Außenminister und Parlamentspräsident gewesen war. 
Aber er startete seine Präsidentschaftskampagne zu 
früh und er ließ sich auf russische Polittechnologen 
ein, die ihn als eine Art »Putin light« (James Sherr) zu 
vermarkten begannen, was ihn in der Westukraine, wo 
er zunächst seine Basis hatte, unwählbar machte. Nach 
den derzeitigen Umfragen hat er mit einem Stimman-
teil von nicht mehr als 10 %, Tendenz fallend, keine 
Chance, in die Stichwahl zu gelangen.

Insgesamt ist festzuhalten, dass die ukrainischen 
Wähler Alternativen haben. Julia Timoschenko und 
Viktor Janukowitsch repräsentieren unterschiedliche 
Wege in die Zukunft der nächsten fünf Jahre. Anderer-
seits ist die Staats- und Nationsbildung in den beiden 
vergangenen Jahrzehnten so weit fortgeschritten, dass 
in zentralen Fragen ein Konsens besteht. Dazu gehört 
die territoriale Integrität des Landes. »Die Ukraine ist 
unsere Heimat«, lautet eine Losung von Janukowitsch. 
Konsens ist auch, dass die Ukraine gerade wegen ihrer 
regionalen Zerklüftung nur als demokratisches System 
lebensfähig ist. Insofern geht es bei dieser Wahl nicht 
um Sein oder Nichtsein, sondern um effiziente oder 
weniger effiziente Wege zur Stabilisierung der demo-
kratischen Institutionen und um raschere oder weni-
ger rasche Integration nach Europa.
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